—Gelebblatt 
für Die Freie Stadt Danzig 


Nr. 35 Ausgegeben Danzig, den 16. Mai 1923 


E 172 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
: Gewerbeſteuergeſetz. 
Vom 8. 5. 1923. 


I. Allgemeine Grundfäke, | 
Stenerpflicht. 


§ 1, 

Der Beſteuerung nach dieſem Geſetz unterliegen die in der Freien Stadt Danzig betriebenen 
ſtehenden Gewerbe, gleichgiltig, ob ſich hier ihr Hauptſitz oder nur eine Zweigniederlaſſung, eine 
Fabrikationsſtätte, eine Ein- und-Verkaufsſtelle, ein Kontor oder einer der Ausübung des Gewerbes 
dienende Einrichtung befindet. - 

Die Steuerpflicht beginnt mit dem Tage der Betriebseröffnung und endet mit Abſchluß des 
Kalendervierteljahres, in welchem das Gewerbe abgemeldet worden iſt. 


Zeitweilige durch die Natur des Gewerbes verurſachte Unterbrechungen laſſen die Steuerpflicht 
Richt erlöſchen. 


Steuerbefreiungen. 


9 2. 


Von der Gewerbeſteuer ſind frei: 

1. die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände, 

2. inländiſche Perſonenvereinigungen und Zweckvermögen, die nach ihrer Satzung oder ihrer 
Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen, falls eine ſolche 
Zweckbeſtimmung durch das Landesſteueramt anerkannt iſt. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig ift ermächtigt, auch anderen Unternehmungen Befreiung 
von der Beſteuerung auf Antrag zu gewähren. 

Der Gewerbeſteuer unterliegen nicht: 

1. die Land- und Forſtwirtſchaft, die Viehzucht, die Jagd, die Fiſchzucht, der Obſtbau, der 
Gartenbau, und zwar ſowohl der Abſatz der ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe in rohem Zuſtande 
als auch die Verarbeitung, welche in dem Bereich eines, ſolchen Erwerbszweiges liegt, 

2. die Ausübung eines amtlichen Berufes, der Kunſt, einer wiſſenſchaftlichen, ſchriftſtelleriſchen, 
unterrichtenden oder erziehenden Tätigkeit, insbeſondere auch des Berufes als Arzt, als 
Rechtsanwalt, als vereidigter Land- und Feldmeſſer. ö 

Die bei 1. vorgeſehene Befreiung findet keine Anwendung: 

a) auf die Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei, ree 

b) auf die Unternehmungen, welche gewerbsmäßig Vieh ausſchließlich vom erkauften Futter 
unterhalten, um es zum Verkauf zu mäſten oder mit der Milch zu handeln, GE 
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e) auf die Unternehmungen, welche die Milch einer Herde, das Obſt eines Gartens, den Fiſch⸗ 
fang in geſchloſſenen Gewäſſern und ähnlichen Nutzungen pachten und aus dem Vertriebe 
dieſer Erzeugniſſe ein beſonderes Gewerbe machen. . : 
: § 4. 
8 Der Gewerbeſteuer ſind ferner nicht unterworfen: 
> Vereine, eingetragene Genoſſenſchaften und Körperſchaften, die nur die eigenen Bedürfniſſe ihrer 
E Mitglieder an Geld, Lebensmitteln und anderen Gegenſtänden zu beſchaffen bezwecken, wenn ſie ſatzungs⸗ 
; gemäß und tatſächlich ihren Verkehr auf ihre Mitglieder beſchränken und keinen Gewinn unter die 
1 Mitglieder verteilen und wenn die Verteilung des aus dem, Gewinne angeſammelten Vermögens unter 
E die Mitglieder für den Fall der Auflöſung nach der Satzung ausgeſchloſſen iſt. 
Konſumvereine mit offenem Laden unterliegen der Beſteuerung, ebenſo Konſumanſtalten mit 
offenem Laden, welche von gewerblichen Unternehmern im Nebenbetriebe unterhalten werden. 
Se Molkereigenoſſenſchaften und ähnliche Vereinigungen zur Bearbeitung und zur Verwertung der 
* ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe der Teilnehmer unterliegen der Gewerbeſteuer nur unter derſelben Voraus⸗ 
3 fegung, unter welcher auch der gleiche Geſchäftsbetrieb des einzelnen Mitgliedes hinſichtlich ſeiner ſelbſt⸗ 
Er. gewonnenen Erzeugniſſe der Gewerbeſteuer unterworfen iſt (vgl.*S 3). 
= II. Ertragsſteuer. 
== Steuerberechunng. 
$ 5. 
Die Gewerbeſteuer wird nach dem Ertrage des ſteuerpflichtigen Betriebes berechnet. Befinden 
ſich Betriebsſtätten eines gewinnbringenden Unternehmens innerhalb und außerhalb der Freien Stadt 
Danzig, ſo iſt nur der in Danzig erzielte Ertrag zur Gewerbeſteuer heranzuziehen. Bei der Ermittelung 
des Ertrages kommen alle Betriebskoſten und die Abschreibungen, welche einer angemeſſenen Berüdfichtigung 
ani der Wertminderung entſprechen, in Abzug. Dem Ertrage hinzuzurechnen find die aus den Betriebs 
Be einnahmen bejtrittenen Ausgaben für Verbeſſerungen und Geſchäftserweiterungen, ſowie für den Unterhalt 
E des Gewerbetreibenden und feiner Angehörigen. Nicht abzugsfähig find Zinſen für das Anlage⸗ und 
Betriebskapital, dieſes mag dem Gewerbetreibenden ſelbſt oder dritten gehören. 


i Dem Ertrage find weiter hinzuzurechnen: 
Be, a) bei einer offenen Handelsgeſellſchaft die an ihre Mitglieder für ihre Tätigkeit gezahlten Ver⸗ 
eo gütungen, augerdem Vergütungen an nahe Familienangehörige, foweit fie mehr als eine an⸗ 


es gemeſſene Entſchädigung für geleiftete Arbeit darſtellen, 

Er: b) Sondervergütungen, die bezahlt werden, bei einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ar: 

Ba deren geſchäftsführende Geſellſchafter, bei einer Aktiengeſellſchaft an deren Vorſtandsmitglieder, 

Br bei einer Kommanditgeſellſchaft an deren perſönlich haftende Geſellſchafter, oder bei ſonſtigen | 

Er Erwerbsgeſellſchaften an ihre Mitglieder. Als Sondervergütung gilt, was mehr als eine 
angemeſſe Entſchädigung für geleiſtete Arbeit darſtellt. Sondervergütungen ſind auch dem 
Ertrage hinzuzurechnen, wenn ſie an nahe Familienangehörige der aufgeführten Perſonen 
gezahlt werden. 


3 § 6. 

Er. Wenn im Falle des $ 5 Abf. 1 Satz 2 der Steuerbehörde nicht einwandfrei nachgewieſen it, 
= daß der inländiſche Reinertrag des Betriebs in wirtſchaftlicher Beziehung dem Geſamtreinertrage des 
. Unternehmens entſpricht, kann zu der Steuer nach 8 7 ein Ausgleichszuſchlag bis zu 10 v. H. vom Roh. 
3 ertrage des inländiſchen Gewerbebetriebes (ohne Abzug der Werbungskoſten) erhoben werden. Sofern 
BE dieſer Zuſchlag als nicht ausreichend befunden wird, kann eine höhere Schätzung ſtattfinden und anſtelle 
E des Ausgleichszuſchlages erhoben werden. $7 


Zur Berechnung der Steuer iſt der ermittelte Ertrag auf volle 1000 M nach unten abzurunden. 


Steuergrundlage. . 
: § 8. : 

Bei Berechnung der Steuer dient als Grundlage der Durchſchnittsjahresverdienſt der in gewerbe⸗ 
ſteuerpflichtigen Betrieben im Sinne dieſes Geſetzes beſchäftigten Lohnempfänger (Steuereinheit). Die 
Steuereinheit iſt alljährlich auf Grund der tatſächlich im Gewerbebetriebe an Arbeiter und Angeſtellte im 
verfloſſenen Kalenderjahre bezahlten Löhne an der Hand ſtatiſtiſchen Materials zu berechnen und durch 
das Steuergericht unter Abrundung auf volle 10000 M nach unten einheitlich für das geſamte Gebiet 
der Freien Stadt Danzig feſtzuſetzen. Die Steuereinheit iſt im Staatsanzeiger der Freien Stadt Danzig 


öffentlich bekanntzugeben. 
Steuertarif. 


$ 9. i 
Abgabepflichtig iſt nur der den Betrag der Steuereinheit überſteigende Teil des Ertrages. 
Die Steuer beträgt für den weiteren Teil des Ertrages in Höhe einer Steuereinheit 3 vom Hundert, 


für den weiteren Teil des Ertrages in Höhe einer Steuereinheit . . . 6 vom Hundert, 
für den weiteren Teil des Ertrages in Höhe einer Steuerein heilt. 9 vom Hundert, 
für den weiteren Teil des Ertrages in Höhe einer r ua aa $e 10 vom Hundert, 
für den weiteren Teil des Ertrages in Höhe von zwei Steuereinheiten 11 vom Hundert, 
für den weiteren Ertrag ea rd 12 vom Hundert. 


Die Steuer wird erhoben vom erſten des auf den Eintritt der Steuerpflicht folgenden Monats 
bis zum Erlöſchen der Steuerpflicht. Wird der Betrieb am erſten eines Monats eröffnet, ſo iſt die Steuer 
bereits für dieſen Monat zu entrichten. 


III. Mindeſtſteuer. / 


3 § 10. 
Die Gewerbeſteuer wird als Mindeſtſteuer nach den Grundſätzen der 88 11 bis 13 erhoben. 
5 


Zur Feſtſtellung der Steuerpflicht für die Mindeſtſteuer teilt das Steueramt unter Zuziehung 
des Gewerbeſteuerausſchuſſes ($ 16) jeden Gewerbebetrieb nach ſeinem Umfang zu Beginn des Kalender⸗ 
jahres, für das die Steuer erhoben wird, in eine beſtimmte Gruppe ein. 

Die Einreihung erfolgt nach Richtlinien, die nach Beginn jedes Kalenderjahres durch die Kammer 
für Gewerbeſteuer für das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig feſtgelegt und öffentlich bekannt⸗ 
gegeben werden. ] 

Bei der Einreihung find zu berückſichtigen: 
die Art des Gewerbebetriebes, : “i 
der Mietwert der jährlich zum Gewerbebetrieb benutzten Räume, 
die Höhe der eigenen oder fremden flüffigen verfügbaren Mittel des Gewerbetreibenden in 

Geld oder Geldeswert, 
. die Zahl der Angeſtellten, 
„die Höhe der im verfloſſenen Jahre erzielten Umſätze, 
6. der im verfloſſenen Kalenderlahre erzielte Ertrag. 


§ 12, 


9 Na 


Ol — 


Als Mindeſtſteuer ijt zu zahlen: 

a) in der 1. Gruppe der einfache Betrag der nach § 8 feſtgeſetzten Steuereinheit, 
b) in der 2. Gruppe die Hälfte dieſes Betrages, 

c) in der 3. Gruppe der fünfte Teil dieſes Betrages, 

d) in der 4. Gruppe der zehnte Teil dieſes Betrages, 

e) in der 5. Gruppe der zwanzigſte Teil dieſes Betrages, 

1) in der 6. Gruppe wird eine Mindeſtſteuer nicht erhoben. 


8 EAN ae Se So: 2 eek: E e E et = 5 
Das Steueramt ijt befugt, bei beſonders umfangreichen Betrieben in der 1. Gruppe in Aus» 
nahmefällen die nach Abſ. 1 feſtzuſetzende Mindeſtſteuer um 100 ſ⅝ñ oder um 200 % zu erhöhen. 
: 8-13: 

Die Mindeſtſteuer iſt der Maßſtab für die Vorauszahlungen auf die Ertragsſteuer nach § Y, 
fie iſt als endgültige Steuer dann zu entrichten, wenn die Steuerpflicht nach dem Umfange des Gewerbe- 
betriebes ($ 11) höher iſt als die Steuerpflicht nach dem Ertrage (SS 5 und 6) und wenn der Gewerbe— 
betrieb noch nicht ein volles Jahr beſteht (§ 14 Abſ. 3), fie gilt ferner als Betriebseröffnungsſteuer 
($8 24 209). 

IV. Gemeinſame Vorſchriften und Veranlagung. 
§ 14. 

Die Veranlagung zur Gewerbeſteuer erfolgt für ein Kalenderjahr und zwar für die Ertrags⸗ 
ſteuer nach dem Ergebnis im vergangenen Kalenderjahr und bei der Mindeſtſteuer nach dem Umfang 
zu Beginn des laufenden Kalenderjahres. a 
Bei Steuerpflichtige, die für ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtſchaftsjahr (Geſchäftsjahr) 
regelmäßige Geſchäftsabſchlüſſe machen, tritt für die Berechnung des Ertrages an Stelle des vergangenen 
Kalenderjahres das Wirtſchaftsjahr, das in dieſem Kalenderjahr endet. 

Beſteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein volles Kalenderjahr oder Wirtſchaftsjahr, ſo iſt für 
das erſte Jahr die Mindeſtſteuer nach $$ 11 und 12 zu zahlen. Erhoben wird jedoch nur der Teil der 
ganzen Mindeſtſteuer, der verhältnismäßig auf die Monate entfällt, in denen die Steuerpflicht beſtanden 
hat. Iſt auch bei Beginn des nächſten Kalenderjahres das Ergebnis eines vollen Kalender⸗(Wirtſchafts⸗) 
jahres noch nicht feſtſtellbar, jo wird für dieſes Jahr die volle Mindeſtſteuer nach $ 10 erhoben. 

Für die Berechnung der Steuer ($$ 9 und 12) iſt ſtets die für das Kalenderjahr, für das die 

Steuer erhoben wird, geltende Höhe der Steuereinheit ($ 8) maßgebend. 

= § 15. 

Mehrere Betriebe derſelben Perſon werden als ein ſteuerpflichtiges Gewerbe zur Steuer veranlagt. 

Steuerausſchüſſe. 

5 8 16. 
Veranlagungsbezirke find die Stadt⸗ und Landkreiſe. i N 
Für jeden Veranlagungsbezirk wird ein Gewerbeſteuerausſchuß gebildet. 


Die Gewerbeſteuerausſchüſſe beſtehen aus einem Vorſitzenden und aus mindeſtens 4, höchſtens 
80 Mitgliedern, die von dem Landesſteueramt auf die Dauer von 4 Jahren ernannt werden. Das 
Landes ſteueramt ijt bei der Ernennung an Vorſchläge der Handelskammer und der Handwerkskammer 


- 


in der Weiſe gebunden, daß es 1/, der Mitglieder auf Vorſchlag der Handelskammer und / auf 


Vorſchlag der Handwerkskammer zu ernennen hat. Vorſitzender des Ausſchuſſes iſt der Leiter des für 
die Veranlagung zuſtändigen Steueramts oder ein mit ſeiner Vertretung im Ausſchuß beauftragter Beamter. 

Die Steuerausſchüſſe ſind berechtigt, zur Erledigung ihrer Aufgaben Unterausſchüſſe zu bilden. 
Die Unterausſchüſſe beſtehen aus mindeſtens 4 und höchſtens 13 Mitgliedern, und zwar aus dem 
Vorſitzenden oder ſtellvertretenden Vorſitzenden und aus einzelnen Mitgliedern des Gewerbeſteuerausſchuſſes. 


Steuerlammer. 
§ 17. 

Bei dem Steuergericht wird eine beſondere Kammer für Gewerbeſteuer gebildet. Sie iſt für 
das ganze Gebiet der Freien Stadt Danzig tätig. Für dieſe Kammer werden 24 ehrenamtliche Mit⸗ 
glieder vom Senat auf die Dauer von 4 Jahren ernannt. Der Senat iſt an die Vorſchläge der 
Handelskammer und der Handwerkskammer in der Weiſe gebunden, daß er ½ der Mitglieder auf 
Vorſchlag der Handelskammer und ¼ auf Vorſchlag der Handwerkskammer zu ernennen hat. 


Bei Entſcheidungen von Rechtsmitteln hat die Kammer in der nach dem Steuergrundgeſetz 
vorgeſehenen Beſetzung zu entſcheiden. Bei allen übrigen dem Steuergericht durch dieſes Geſetz über⸗ 
tragenen Entſcheidungen ſind ſämtliche ehrenamtliche Mitglieder der Gewerbeſteuerkammer zur 
Mitwirkung berechtigt. 3 > 
Steuererklärung und Steuerbeſcheid. 
§ 18. 

Jeder Steuerpflichtige hat alljährlich bis zum 31. Januar ſowie auf befondere Aufforderung 
dem Steueramt eine ſchriftliche Steuererklärung nach einem Muſter, daß durch die Ausführungsbeſtimmungen 
vorgeſchrieben wird, einzureichen. Das Steueramt kann auf Antrag Friſtverlängerung bewilligen. 

Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, eingetragene Genoſſenſchaften und alle 
zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten gewerblichen Unternehmungen haben den Steuererklärungen 
ohne beſondere Aufforderung die endgültig feſtgelegten Geſchäftsberichte und Jahresabſchlüſſe beizufügen. 
In gleicher Weiſe haben diejenigen Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, die zur Veröffentlichung ihrer 
Bilanzen verpflichtet ſind, die Bilanzen einzureichen. 

Das Steueramt erteilt dem Steuerpflichtigen nach Feſtſetzung der Steuer einen ſchriftlichen Beſcheid. 


§ 19. 

Das Steueramt darf den ſteuerpflichtigen Ertrag und den Umfang des Gewerbebetriebes 
schätzen, wenn die Steuererklärung nicht vollſtändig ausgefüllt iſt und wenn der Steuerpflichtige eine 
Aufforderung zur Ergänzung ſeiner Angaben nicht befolgt hat. 

Steuerzahlung. 
§ 20. 

Die Steuerſchuld iſt innerhalb 4 Wochen nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides zu entrichten, 

ſoweit ſie nicht durch Vorauszahlungen ($ 21) gedeckt iſt. 
Vorauszahlung. 
§ 21. 


Als Vorauszahlung hat jeder Steuerpflichtige bis zum 1. Februar jedes Kalenderjahres die 


Mindeſtſteuer ohne beſondere Aufforderung zu zahlen. 
Für die Höhe der Mindeſtſteuer iſt maßgebend: f 
1. die Stufe, in die der Betrieb bei der vorjährigen Veranlagung nach $ 11 eingereiht iſt und 
2. die Steuereinheit, die gemäß $ 8 für das neue Kalenderjahr feſtgeſetzt iſt. 
Erlöſchen der Steuerpflicht. 
$ 22. 8 
Soweit die Steuerpflicht vor Ablauf des Kalenderjahres erliſcht, iſt dem Steuerpflichtigen auf 
Antrag der Teil der gezahlten Steuer zu erſtatten, der auf die Vierteljahre entfällt, in denen die 
Steuerpflicht nicht mehr beſteht. 
übergang der Steuerpflicht. 
§ 23. 
Wird ein Gewerbebetrieb von einer anderen Perſon unverändert fortgeſetzt, z. B. bei Vererbung, 
Verpachtung, Veräußerung, ſo erfolgt für das Jahr, in dem der Wechſel eintritt, aus dieſem Grunde 
feine neue Veranlagung. f a 5 3 


Der neue Inhaber des Betriebes haftet für Gewerbeſteuerrückſtände aus den laufenden oder 


aus früheren Jahren neben dem früheren Inhaber als Geſamtſchuldner. In verpachteten Betrieben be: 
haftet außerdem für die gefamte während der Dauer des Pachtverhältniſſes fällige Gewerbeftener neben 


dem Pächter der Verpächter. : 


en, 
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V. Betriebseröffnungsſtener. 
§ 24. 

Bei Eröffnung eines ſtehenden Gewerbebetriebes iſt neben der nach vorſtehenden Beſtimmungen 
zu zahlenden Steuer eine nach den folgenden Vorſchriften zu berechnende einmalige Gewerbeſteuer 
(Betriebseröffnungsſteuer) zu entrichten. 

Als Eröffnung eines Gewerbebetriebes gilt auch die Übernahme und Umgründung eines be- 
ſtehenden Gewerbebetriebes ſowie die Errichtung von Zweigſtellen, ſoweit nicht im § 25 Ausnahmen 
vorgeſehen ſind. 

/ § 25. 

Als Betriebseröffnung gilt nicht die bloße Erweiterung eines beſtehenden Gewerbebetriebes, falls 
die Errichtung einer Zweigſtelle nicht ſtattfindet, gilt auch nicht die Übernahme eines Gewerbebetriebes 
durch den Ehegatten, einen Abkömmling oder einen Verwandten in aufſteigender Linie, auch nicht die 
Übernahme im Wege der Erbfolge. Als Betriebseröffnung iſt es ebenfalls nicht anzuſehen, wenn die 
Übernahme oder Errichtung einer Zweigſtelle von einem Unternehmen vorgenommen wird, das feit dem 
1, Januar 1920 in Danzig zur Gewerbeſteuer veranlagt iſt und Gewerbeſteuer gezahlt hat. 

$ 26. 

Als einmalige Gewerbeſteuer ijt die nach $$ 11 und 12 für das Jahr der Betriebseröffnung 
ſich ergebende Mindeſtſteuer zu zahlen. ow 

Für die Veranlagung zu dieſer Steuer hat der zur Anmeldung des Betriebes verpflichtete 
Steuerpflichtige gleichzeitig mit der polizeilichen Anmeldung dem Steueramt eine ſchriftliche Steuer⸗ 
erklärung nach einem Muſter, das durch die Ausführungsbeſtimmungen vorgeſchrieben wird, einzureichen. 

Die Amtsgerichte haben von allen ihnen bekannt werdenden Betriebseröffnungen im Sinne der 
$$ 24 und 25 dem Steueramt Mitteilung zu machen. 

5 oe 

Im übrigen gelten für die Veranlagung und Erhebung der einmaligen Gewerbeſteuer die 

gleichen Vorſchriften wie für die Mindeſtſteuer. 


VI. Verteilung des Steueraufkommens. 
$ 20. 
Die in dieſem Geſetz vorgeſehene Steuer fließt den Gemeinden des Freiſtaates zu; die Freie 
Stadt Danzig behält 10% vom Ertrage für ihre Erhebungskoſten. 

Die Gemeinden ſind nicht berechtigt, Zuſchläge zur Gewerbeſteuer zu erheben oder die Eröffnung 
eines Gewerbes mit einer neuen Steuer zu belegen. Die beſtehenden Betriebseröffnungsſteuern werden 
aufgehoben. 

$ 30. 

Erſtreckt ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere Gemeindebezirke, ſo hat das Steueramt die in 
dieſem Geſetz vorgeſehenen Steuern nach den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes zu verteilen. 
Der Beſchluß ijt den beteiligten Gemeinden zuzuſtellen. Ihnen ſteht die Beſchwerde an das Lanbes- 
ſteueramt zu. 

Die Verteilung richtet ſich nach den tatſächlichen Verhältniſſen des Betriebes zu Beginn des 
Kalenderjahres, für das die Veranlagung vorzunehmen iſt, bei der einmaligen Gewerbeſteuer nach dieſen 
Verhältniſſen zur Zeit der Betriebseröffnung. 4 


Steuerſtrafen. 
8 81. 
Wer Gewerbeſteuern hinterzieht, wird mit einer Geldſtrafe bis zum zwanzigfachen Betrage der 
hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis erkannt werden. 


| 
| 


Inkrafttreten. 
§ 32. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1923 in Kraft. 

Die erſte Veranlagung erfolgt für das Kalenderjahr 1923 auf Grund des Ertrages der Betriebe 
im Kalender- oder Wirtſchaftsjahr 1922, des Betriebsumfanges zu Beginn des Jahres 1923 und auf 
Grund der für 1923 gemäß $ 6 feſtgeſetzten Steuereinheit. 

Vorauszahlungen find erſtmalig im Januar 1924 zu leiſten. Die Betriebseröffnungsſteuer wird 
auch im Kalenderjahr 1923 in voller Höhe erhoben. 


§ 33. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
8 34. 
Die Beſtimmungen des § 30 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 — Geſetz⸗ 
ſammlung S. 149 — werden wie folgt geändert: % 


a) $ 30 erhält folgenden Wortlaut: 

; Die Veranlagung der ſubjektiv gewerbeſteuerpflichtigen Perſonen zur allgemeinen Umſatzſteuer 
nach $ 1 Ziffer 1, ſowie zur Luxusſteuer nach § 15 und zur beſonderen Steuer aus $ 22 erfolgt durch 
die gemäß § 16 des Gewerbeſteuergeſetzes gebildeten Steuerausſchüſſe. 

Die Veranlagung der nicht ſubjektiv gewerbeſteuerpflichtigen Perſonen zur Umſatzſteuer erfolgt 
durch die gemäß $ 12 des Steuergrundgeſetzes gebildeten Ausſchüſſe. 

Soweit die Umſatzſteuer mit der Einkommenſteuer gemeinſam veranlagt wird, kann das Landes⸗ 
ſteueramt auch die Veranlagung der in Ab. 1 genannten Perſonen zur Umſatzſteuer den nach $ 12 des 
Steuergrundgeſetzes gebildeten Ausſchüſſen übertragen. 

Zur Entſcheidung der Berufungen iſt im Falle des bj. 1 zuſtändig die gemäß § 17 des 
Gewerbeſteuergeſetzes gebildete beſondere Kammer des Steuergerichts für Gewerbeſteuer. 

N b) $ 33 Abſ. 2 wird geſtrichen. 


Danzig, den 8. Mai 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Sehwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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